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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF veröffentlicht Referentenentwurf eines Grundsteuerreform-
Umsetzungsgesetzes 
 
Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 19. März den 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur erleichterten Umsetzung der Reform der 
Grundsteuer und Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften 
(Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz – GrStRefUG) veröffentlicht. 

Mit dem Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts 
(Grundsteuer-Reformgesetz – GrStRefG, siehe auch unseren Newsflash) vom 26. 
November 2019 (BGBl. I S. 1794) wurde das Grundsteuer- und das 
dazugehörende Bewertungsrecht innerhalb der vom Bundesverfassungsgericht 
gesetzten Frist bis Ende 2019 neu geregelt. Im Rahmen der Umsetzung der 
Grundsteuer-Reform hat sich weiterer gesetzlicher Handlungsbedarf ergeben. 

Zur fristgerechten Umsetzung der Grundsteuerreform und zur Gewährleistung 
einer weiterhin relations- und realitätsgerechten Bewertung des Grundbesitzes für 
Zwecke der Grundsteuer zum Hauptfeststellungsstichtag 1. Januar 2022 sind 
insbesondere folgende gesetzliche Änderungen fachlich geboten: 

• Schaffung einer Möglichkeit zur Beibehaltung der auf Grundlage 
der bisherigen Regelung zum Umfang der wirtschaftlichen 
Einheiten bei Ehegatten und Lebenspartnern nach § 26 des 
Bewertungsgesetzes (BewG) sowie Betrieben der Land- und 
Forstwirtschaft nach § 34 Absatz 4 bis 6 BewG gebildeten 
wirtschaftlichen Einheiten durch Einführung eines neuen § 266 
Absatz 5 BewG, 

• Anpassung der sich aus Anlage 39 (zu § 254 BewG) 
ergebenden durchschnittlichen Nettokaltmieten zur Ermittlung 
des Rohertrags von Wohngrundstücken und Einführung einer 
neuen Mietniveaustufe 7 auf der Grundlage aktueller Daten des 
Statistischen Bundesamtes aus dem Mikrozensus 2018 sowie 

• Absenkung der Steuermesszahl für Wohngrundstücke. 

Im Bereich der Grundbesitzbewertung für Zwecke der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer sind infolge aktueller 
höchstrichterlicher Rechtsprechung folgende gesetzliche Änderungen 
erforderlich: 

• Erhaltung der sach- und praxisgerechten Anwendung der 
sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten der 
Gutachterausschüsse sowie 

• Definition konkreter Anforderungen an die fachliche Qualifikation 
des Gutachters beim Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts 
nach § 198 BewG. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2019/10/23/steuernrecht-newsflash-23-oktober-2019/
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Darüber hinaus sieht der Entwurf die gesetzliche Umsetzung des Beschlusses 
der Videoschaltkonferenz der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und 
Regierungschefs der Länder am 3. März 2021 vor, wonach „der Länder- und 
Kommunalanteil an dem im Jahr 2021 einmalig gezahlten Kinderbonus in Höhe 
von 150 Euro für jedes kindergeldberechtigte Kind … den Ländern vom Bund 
nachträglich erstattet [wird]“ über die Änderung der Festbeträge der vertikalen 
Umsatzsteuerverteilung des Jahres 2021 in § 1 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 
(FAG). 

Im Weiteren hat sich kurzfristig weiterer Änderungsbedarf im 
Forschungszulagengesetz (FZulG) ergeben. Im Rahmen der Umsetzung des 
FZulG hat sich gezeigt, dass in einzelnen Punkten die derzeitigen gesetzlichen 
Formulierungen in der Interpretation zu unterschiedlichen – auch nicht gewollten 
– Folgen führen können. Die vorgeschlagene Umsetzung des identifizierten 
Änderungsbedarfs dient vor allem der Rechtsklarheit und Vereinfachung und soll 
so zu einer größeren Akzeptanz der Förderung von Anfang an beitragen. 

Fundstelle 

Referentenentwurf vom 17. März 2021. 
  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2021-03-19-GrStRefUG/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 25. März 2021 

 
 
Einkünfte eines in Deutschland ansässigen Steuerpflichtigen aus 
der Vermietung eines in der Schweiz belegenen Grundstücks sind 
von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
auszunehmen, wenn das Grundstück einer Betriebsstätte "dient", 
die ihre Gewinne aus einer der in Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 
Buchst. a Halbsatz 1 DBA-Schweiz 1971/2002 beschriebenen 
Tätigkeiten erzielt (Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 Buchst. a Halbsatz 2 
DBA-Schweiz 1971/2002). Dies setzt voraus, dass es sich bei den 
Vermietungseinkünften um Nebenerträge handelt, die nach der 
Verkehrsauffassung zu der Tätigkeit gehören, bei der das 
Schwergewicht der in der Betriebsstätte ausgeübten 
Unternehmenstätigkeit liegt (funktionale Betrachtungsweise). 
 
Zum Urteil 

 

Ein Wirtschaftsgut des Investors wird auch dann noch i.S. des § 7g 
EStG in einer Betriebsstätte des Betriebs des Investors 
ausschließlich betrieblich genutzt, wenn es in dem Betrieb eines 
Anderen ausschließlich als Werkzeug zur Herstellung von durch 
den Investor in Auftrag gegebenen Teilen eingesetzt und in der 
restlichen Zeit dort für den Investor lediglich verwahrt wird. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Der für die Gestattung der sog. Ist-Besteuerung maßgebende 
Gesamtumsatz (§ 20 Satz 1 Nr. 1 UStG) ist nach den 
voraussichtlichen Verhältnissen des Gründungsjahres zu 
bestimmen, wenn der Unternehmer seine unternehmerische 
Tätigkeit erst im laufenden Jahr begonnen hat. Für diese Prognose 
ist ein Gesamtumsatz nach den Grundsätzen der sog. Soll-
Besteuerung zu schätzen. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 12/19 (I R 
78/14): 
Vermietungseinkünfte 
aus in der Schweiz 
belegenem Grundbesitz 
- Unionsrechtmäßigkeit 
der Hinzurechnungsbe-
steuerung im 
Drittstaatenfall 
 
30. September 2020 
 

Urteil IV R 16/18: 
Investitionsabzugs-
betrag für 
Maschinenwerkzeuge 
bei 
Auftragsproduktion 
 
 
 
 
 
03. Dezember 2020 
 

 

 

Urteil XI R 41/18: 
Rücknahme der 
Gestattung der sog. 
Ist-Besteuerung im 
Gründungsjahr 
 
 
 
 
 
11. November 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110042/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110044/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110048/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 15/19: Aufwendungen für einen sog. Schulhund als 
Werbungskosten 
14. Januar 2021 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 005/21. 
 
Urteil II R 30/19: Steuerberatungskosten und Räumungskosten als 
Nachlassregelungskosten 
14. Oktober 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 39/18: Betriebsinhaber i.S. des § 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. 
a BewG bei land- und forstwirtschaftlichem Betrieb im Gesamtgut einer 
ehelichen Gütergemeinschaft 
18. November 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil IV R 39/19: Steuerbegünstigte Verwendung eines Kraftomnibusses 
i.S. des § 3 Nr. 6 KraftStG - Prüfungszeiträume - tatsächliche Nutzung 
03. Dezember 2020 
Zum Urteil 
 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Keine allgemeine Änderungssperre durch § 41c Abs. 3 Satz 4 EStG 

§ 41c Abs. 3 Satz 4 EStG ist erstmals auf den laufenden Arbeitslohn 
anzuwenden, der für einen nach dem 31.12.2013 endenden 
Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird. Eine Anwendung auf alle Änderungsanträge, 
über die nach dem 31.12.2013 zu entscheiden ist, unabhängig davon, ob sie 
Lohnsteuer-Anmeldungen für Veranlagungszeiträume vor 2014 betreffen, kommt 
nicht in Betracht. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin ist eine Gemeinschaftspraxis, bestehend aus drei Gesellschaftern. 
Seit dem Jahr 2006 war M auf Grundlage eines geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisses für die Klägerin tätig und überwiegend mit 
Buchhaltungsaufgaben betraut. 

Im Juni 2010 legte M einem der Gesellschafter den Text für einen weiteren 
Arbeitsvertrag zwischen ihr als Arbeitnehmerin und der Klägerin als Arbeitgeberin 
vor. Nach diesem Vertragstext sollten die regelmäßige Arbeitszeit von M nunmehr 
38,5 Stunden wöchentlich und das Bruttomonatsgehalt 1.700 € zzgl. einer der 
Höhe nach nicht bezifferten jährlichen Weihnachtsgratifikation betragen. 

Die Beteiligten gehen übereinstimmend davon aus, dass der Gesellschafter den 
Arbeitsvertrag in Unkenntnis seines Inhalts und unter Vorspiegelung falscher 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110047/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/aufwendungen-fuer-einen-sog-schulhund-als-werbungskosten/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110043/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110046/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110021/


6 

Tatsachen durch die Buchhalterin unterzeichnet hat. Die Auszahlung der 
überhöhten Arbeitsentgelte und die hiermit im Zusammenhang stehenden 
Lohnsteuer-Anmeldungen erfolgten ohne den Willen der Klägerin und wurden von 
dieser zunächst auch nicht bemerkt. 

Im April 2014 führte das Finanzamt eine Lohnsteuer-Außenprüfung bei der 
Klägerin durch, die im Wesentlichen von M begleitet wurde. Die Prüfung führte zu 
keinen Beanstandungen. Infolgedessen hob das Finanzamt Ende Juli 2014 den 
Vorbehalt der Nachprüfung für die von der Klägerin abgegebenen Lohnsteuer-
Anmeldungen für den Zeitraum Januar 2012 bis Juni 2014 auf. 

Im Dezember 2015 bemerkte die Klägerin die von M veranlassten überhöhten 
Lohnzahlungen und beantragte eine Änderung der Lohnsteuer-Anmeldungen für 
die Anmeldezeiträume Juli 2010 bis Dezember 2015, da es sich bei den von M an 
sich selbst veranlassten Zahlungen nicht um Arbeitslohn i.S. des § 19 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) gehandelt habe und die hierfür angemeldeten 
und abgeführten Lohnsteuerbeträge daher zu erstatten seien. 

Das Finanzamt lehnte diesen Antrag für den Prüfungszeitraum der Lohnsteuer- 
Außenprüfung ab, da keine Änderungsmöglichkeit bestehe. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision des Finanzamtes stattgegeben, die Entscheidung der 
Vorinstanz aufgehoben und das Finanzamt verpflichtet, über den Antrag der 
Klägerin betreffend die Änderung der Lohnsteuer-Anmeldungen Januar 2012 bis 
Juni 2014 unter Beachtung der Rechtsauffassung des erkennenden Senats neu 
zu entscheiden. 

Steht eine Lohnsteuer-Anmeldung nicht mehr unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung, hindert § 41c Abs. 3 Satz 4 EStG eine Änderung der Lohnsteuer-
Anmeldung nach den allgemeinen Korrekturvorschriften der §§ 172 ff. 
Abgabenordnung (AO) nicht. 

§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c AO ist auch erfüllt, wenn ein Dritter den 
Arbeitgeber bei Abgabe einer Lohnsteuer-Anmeldung arglistig täuscht. 

Auch wenn die Voraussetzungen des § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c AO 
erfüllt sind, ist eine Änderung nicht zwingend, sondern liegt im Ermessen des 
Finanzamtes. Eine Ermessensreduzierung auf Null kommt nicht in Betracht. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 30. September 2020 (VI R 34/18), veröffentlicht am 18. März 
2021. 

 

Kein Anspruch auf Durchführung einer Schlussbesprechung mit 
persönlicher Anwesenheit der Teilnehmer 

Das Finanzgericht Düsseldorf hatte zu entscheiden, ob eine Schlussbesprechung 
im Sinne des § 201 AO die persönliche Anwesenheit der Teilnehmer erfordert. 

Sachverhalt 

Die Antragstellerin wünschte zum Abschluss einer bei ihr durchgeführten 
Betriebsprüfung eine Schlussbesprechung. Aufgrund der Corona-Pandemie 
schlug das Finanzamt eine telefonische Schlussbesprechung vor, was die 
Antragstellerin indes ablehnte. Das Finanzamt ging aus diesem Grund in seinem 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110041/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

endgültigen Betriebsprüfungsbericht davon aus, dass an einer 
Schlussbesprechung kein Interesse bestehe. 

Daraufhin wollte die Antragstellerin im Wege einer einstweiligen Anordnung die 
Durchführung einer Schlussbesprechung unter persönlicher Anwesenheit der 
Beteiligten erreichen. Sie war der Ansicht, dass vor der von ihr begehrten 
Schlussbesprechung keine Änderungsbescheide aufgrund der Betriebsprüfung 
ergehen dürften. 

Richterliche Entscheidung  

Das Finanzgericht Düsseldorf hat den Antrag abgelehnt. 

Die Richter sahen keinen Anspruch für eine solche Anordnung. Eine 
Schlussbesprechung müsse nicht unter persönlicher Anwesenheit erfolgen, 
insbesondere da ein Ende der Corona-Epidemie nicht absehbar sei. 

§ 201 Abs. 1 Satz 1 Abgabenordnung (AO) mache keine Vorgaben zu dem Ort 
sowie der Art und Weise der Durchführung einer Schlussbesprechung. Die 
Prüfungsfeststellungen könnten auch in einem telefonischen Gespräch erörtert 
werden. 

Das entsprechende Angebot des Finanzamts zu einer telefonischen Besprechung 
habe die Antragstellerin mehrfach abgelehnt. Es sei daher von einem Verzicht auf 
die Durchführung einer Schlussbesprechung auszugehen. 

Die Entscheidung ist laut dem Finanzgericht rechtskräftig. 

Fundstelle 

Finanzgericht Düsseldorf, Beschluss vom 11. Mai 2020 (3 V 1087/20 AE(AO)), 
siehe auch den Newsletter März 2021 des Finanzgerichts; rkr. 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

Business Meldungen 

Frisch serviert - der PwC Steuerpodcast 

 

Steuern auf die Ohren! Mit unserem Podcast sind Sie up to date – ob 

Entwicklungen im Steuerrecht oder Fälle aus der Betriebsprüfung. Kompetente 

Gäste inklusive. Jetzt einschalten!  

 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2020/3_V_1087_20_AE_AO_Beschluss_20200511.html
https://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/newsletter_maerz_2021.pdf
https://www.youtube.com/playlist?list=PLaE6tX0fLL_i-P6x5JrLL26KPYU_W42ZK
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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